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16.09.2020: Nach dem Brand des
Lagers in Moria und der noch dringender gewordenen Aufnahme der mehr als 12.000
Geflüchteten, kommt einem der Satz von Bundeskanzlerin Angela Merkel vor fünf Jahren in den
Sinn. "Wir schaffen das!" hatte Merkel im August 2015 gesagt. Es ist ein Satz den sie heute
nach eigener Aussage so nicht wiederholen würde.

 

Es waren diese drei Worte, mit denen Merkel signalisierte, dass die nach Europa und
Deutschland vor dem Krieg in Syrien, aber auch aus Afghanistan, aus dem Jemen, aus Afrika
fliehenden Menschen hier mindestens eine Aufnahme bekommen werden. Und es waren
Worte, an denen in der Diskussion um Flucht und Asyl niemand sich vorbei mogeln konnte.

"Wir schaffen das!" war zugleich die Aufforderung an viele Menschen in diesem Land, sich dafür
einzusetzen, dass die hier ankommenden Geflüchteten mindestens einen Platz zum Schlafen,
Essen und Trinken bekommen. Was bis dahin als Aufgabe von Flüchtlingsräten, von karitativen
Organisationen oder auch von Aktivist*innen aus dem politisch eher linken Spektrum geleistet
wurde, fand nicht nur den Zuspruch, sondern auch die Unterstützung aus breiten
Bevölkerungsteilen.

Der inzwischen strapazierte Begriff der "Willkommenskultur" zeigte sich in tausenden örtlichen
Initiativen und der Entwicklung verschiedenster Arten von Hilfe und Aufnahme. Sie ging von
dem Empfang der Geflüchteten auf Bahnhöfen über die Organisation von Schlafplätzen,
Lebensmitteln, Kleidung. Und er wirkte weit darüber hinaus. Die kommunalen Institutionen
waren überfordert und gaben gern die Organisation dieser notwendigen Unterstützung an die
ehrenamtlichen Initiativen und ihre Akteure ab. Diese wiederum stellten klare Forderungen und
Erwartungen auf finanzielle und logistische Hilfe, in der Folge auch bildungs-, gesundheits- und
andere Lebensnotwendige Maßnahmen.

Immer deutlicher gab es aus den Reihen der Unterstützer*innen nicht nur den Wunsch
möglichst schnell, gut und kompetent zu helfen – also das Notwendigste zum Leben auch für
Geflüchtete zur Verfügung zu stellen, sondern das Leben gemeinsam zu gestalten. Miteinander
und voneinander lernen. Ein gemeinsamer Kampf um Sprachkurse, Wohnung, Arbeit für
Geflüchtete und gemeinsame Freizeitgestaltung wurden entwickelt.

Für große Teile der Bevölkerung wurde es zunächst das Ziel "es zu schaffen", sie erfuhren bei
ihrem Handeln auch die Ursachen für Flucht, lernten ebenso den teilweise rigiden bis
repressiven Umgang mit Geflüchteten kennen, leisteten zivilen Ungehorsam gegen
Abschiebungen. Kurz: für viele Menschen war es der Beginn aktiver politischen Handelns.
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Merkel jedoch, die quasi dazu aufgerufen hatte, dass sich die Bevölkerung dem "Wir schaffen
das!" anschließt, hatte in dieser Frage nicht einmal die gesamte Regierung hinter sich. Und
auch sie selbst bleibt ihren Reden nicht treu. Was auch nicht so erstaunlich ist, immerhin ist sie
Kanzlerin der CDU und des Kapitals.

EU: die Grenzen Europas abschotten

Wenn Heribert Prantl in der Süddeutschen Zeitung am 17.8.15 schrieb:
"...Die Flüchtlingszahlen, die Deutschland im Sommer 2015 beunruhigen sind auch Folge
dessen, was der Raubtierkapitalismus und die gewachsene Bereitschaft der Geostrategen,
Interessenkonflikte mit Gewalt zu lösen angerichtet haben...", so folgt daraus nicht die
Konsequenz der Regierenden, um der Zahlen willen die Lösung der Konflikte gewaltlos zu
suchen oder auf die Absatzmärkte und die Ausplünderung der Ressourcen anderer Länder zu
verzichten.

siehe z.B.
G20 Compact with Africa-Initiative      

 

Statt Fluchtursachen zu bekämpfen und auf friedliche Konfliktlösung zu setzen, wurde der
weitere Abbau des Asylrechts beschlossen.

Die Politik der EU und mit ihr die Bundesregierung aus Deutschland setzte und setzt weiter auf
die gigantischen Fluchtabwehrpläne an den Grenzen. Alle Diskussionen um
Rettungsprogramme täuschen nicht darüber hinweg, dass das Ziel heißt: die Grenzen Europas
abzuschotten.

"Das Leid der Schutzsuchenden auf Lesbos ist seit Jahren Kalkül. Knapp eine Woche
nach dem Brand in Moria werden die weiterhin überwiegend obdachlosen
Schutzsuchenden durch massive Polizeipräsenz, Tränengas und das Vorenthalten von
Wasser und Nahrung massiv unter Druck gesetzt, damit sie in das neu entstehende
Zeltlager ziehen. Das ist eine Zermürbungsstrategie, um die Erschöpften dann in dem
Lager besser kontrollieren zu können."
Ulla Jelpke (MdB, DIE LINKE, Pressemitteilung vom 14.9.20)

Immer noch sterben Menschen bei der Flucht, verdursten in der Wüste, ertrinken im Mittelmeer.
Immer noch holt Frontex Flüchtende von ihren untergehenden Booten, um sie dann nicht in
Sicherheit zu bringen, sondern um sie in die Türkei oder in die Flüchtlingslager Libyens
zurückzustoßen, in denen lt. Auswärtigem Amt "KZ-ähnliche Verhältnisse" mit "Exekutionen,
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Folter und Vergewaltigungen“ herrschen (Bericht des Auswärtigen Amtes, nach Spiegel,
29.01.2017). Oder sie werden in den sogenannten Hot-Spots, großen Lagern für Geflüchtete
zusammengepfercht und von der weiteren Flucht in ein sichereres Leben abgehalten.

"Deutschland muss und kann auch gegenwärtig eine erhebliche Zahl von
Schutzsuchenden aufnehmen"
Pro Asyl

Pro Asyl stellt fest:
"Trotz dieser Abwehrpolitik, für die die Bundesregierung mitverantwortlich ist, ist die Aufnahme
von 890.000 Geflüchteten im Jahr 2015 eine Erfolgsgeschichte, die zeigt: #offengeht! Die
Untergangs- und Schreckensszenarien, die die Aufnahme von Flüchtlingen regelmäßig
begleiteten, wurden regelmäßig widerlegt – dank der Menschen, die zu uns kamen und dank
der Menschen, die sich für sie eingesetzt haben." Und es heißt weiter: "Deutschland muss und
kann auch gegenwärtig eine erhebliche Zahl von Schutzsuchenden aufnehmen. Viele
Flüchtlingsunterkünfte in den Kommunen stehen leer oder können kurzfristig reaktiviert werden,
die Bereitschaft zu Unterstützung und Engagement ist bei Haupt- und Ehrenamtlichen
ungebrochen. Gleichzeitig verzweifeln Flüchtlinge in Elendslagern auf den griechischen Inseln,
auf der Balkanroute und vor den Toren Europas, u.a. in der Türkei, im Libanon und in dem
Folterstaat Libyen."

Gleichzeitig dürfen wir nicht darüber hinwegsehen, dass auch nach 2015 Gesetze beschlossen
wurden, die der sogenannten "Willkommenskultur" entgegenstehen. Auch diese wurden von
Pro Asyl zusammengefasst dargestellt (siehe https://www.proasyl.de/pressemitteilung/5-jahre-
wir-schaffen-das/)

Mit der Katalogisierung der Geflüchteten in solche aus vermeintlich sicheren oder unsicheren
Herkunftsländern, die Abschiebepraxis und -zentren, mit der immer wieder geführten Diskussion
um Obergrenzen und darüber, ob Straftäter nicht ohnehin und schneller abgeschoben werden
sollten, wird rassistischem Denken Vorschub geleistet.

Ja, es haben gegen die Geflüchteten auch die Pegida-Demonstrationen stattgefunden, die
Faschisten der AfD sind in mehr Parlamente eingezogen und es werden immer noch
rassistische Anschläge und Morde verübt.

Eine die bereits 2016 den Satz von Merkel "Wir schaffen das!" als zu leichtfertig fand, meldet
sich auch nach 5 Jahren zu Wort. Sarah Wagenknecht (MdB, DIE LINKE) meint: "Eines hat
Angela Merkel geschafft: Sie hat mit ihrer Entscheidung unser Land verändert, das heute tiefer
gespalten ist als je zuvor, ökonomisch, sozial, kulturell", und "Merkel habe es geschafft, dass
eine Partei wie die AfD Oppositionsführer werden konnte. Dass der Umgang miteinander
ruppiger und intoleranter geworden sei." (ntv, 31.8.20: Sahra Wagenknecht: "Nein, Merkel hat
es nicht geschafft)

Den Grund für die Rechtsentwicklung in der Aufnahme von Geflüchteten und der Aussage der
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Kanzlerin "Wir schaffen das!" zu sehen, ist schon harter Tobak. Nicht nur, dass damit die
Schuld für die Spaltung der Gesellschaft letzten Endes den Geflüchteten zugeschoben wird, es
negiert die gesellschaftliche Entwicklung durch politische und wirtschaftliche Faktoren, negiert
die Verantwortung für den Kampf um eine soziale, friedliche, gleichberechtigte und ökologische
Zukunft. Eine Verantwortung, die gerade bei den linken Kräften liegt.

Die Bundesagentur für Arbeit bilanziert: "Einen "langen Atem" brauche die Integration in den
Arbeitsmarkt" und dass es positiv sei, dass "im Mai 2020 knapp 29 Prozent der Menschen aus
den acht wichtigsten Asylherkunftsländern sozialversicherungspflichtig beschäftigt waren - im
Frühsommer 2015 waren es nur gut 18 Prozent gewesen. Rechnet man die Minijobs hinzu, lag
die Beschäftigungsquote zuletzt bei gut 34 Prozent." (Süddeutsche Zeitung, 4.9.20: Wie viele
kamen, wer durfte bleiben, wie viele fanden Arbeit?)

Auch hier gilt es, die sozialen Kämpfe gemeinsam zu führen. Um das Recht auf Arbeit, auf
Gesundheit, das Recht auf Wohnen.

Nicht nur dazu braucht es den langen Atem.

Was ist zu tun?

Über die anstehenden aktuellen Forderungen zur Aufnahme aller Geflüchteten dürfen
weitergehende Forderungen und die dazu notwendigen Diskussionen nicht aus dem Blick
verschwinden.

Dazu gehört ein Asyl- und Flüchtlingsgesetz für Deutschland und für Europa, das den Schutz
der Flüchtlinge und ihre Perspektiven in dieser Gesellschaft in den Mittelpunkt aller Regelungen
stellt.

Es muss viel stärker die Forderung nach globaler Bewegungsfreiheit diskutiert werden. Dabei
sind auch die Ursachen von Flucht und Migration und gesellschaftliche Alternativen zu
diskutieren.

Wir fordern: Bleiberecht für Alle!

Es muss eine Migrationspolitik in Deutschland entwickelt werden, die bereits hier lebenden
Menschen zu legalisieren. Bleiberecht für alle! Kein Mensch ist illegal!

Perspektivisch wären politische und soziale Bürger*innenrechte an den Aufenthalt in der EU zu
knüpfen.

Es müssen legale Fluchtwege geschaffen werden. Europa muss gefahrenfreie Wege für
Flüchtlinge eröffnen. Menschen die fliehen müssen "Asylvisa" erhalten, die dazu berechtigen
würden, in die EU einzureisen, um dort einen Asylantrag zu stellen, bzw. ein Bleiberecht zu
erhalten.

Es darf keine Zurückweisungen von Flüchtenden an den Grenzen geben.

Flüchtlinge sollen ihr Asylverfahren im Land ihrer Wahl durchlaufen. Das Prinzip der freien Wahl
bewirkt, dass Asylsuchende dort hingehen können, wo sie die Unterstützung erhalten. Die EU-
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Mitgliedstaaten müssen gegenseitig Statusentscheidungen anerkennen und dann Freizügigkeit
gewähren.

Finanzielle Ungleichgewichte zwischen den EU-Staaten können durch Finanztransfers
ausgeglichen werden. Es ist sinnvoller Geld zu verschieben als Menschen.

Die in den letzten Jahrzehnten eingeführten asylpolitischen Verschärfungen müssen
zurückgenommen werden.

Die Rechte von Illegalisierten müssen verteidigt werden, ebenso ihr Zugang zu Bildung,
medizinischer Versorgung und Rechtsschutz gegen Gewalt und Ausbeutung. Kein Mensch ist
illegal!

Im Kapitalismus sind Migrationsregime immer auch Arbeitskraftregime.
Eine linke Migrationspolitik muss sich direkt gegen eine neoliberale Arbeitsmarkt- und
Sozialpolitik richten, für die die Entrechtung qua Ausländerrecht nur ein Mechanismus von
vielen ist, um Löhne zu senken und Arbeitsbedingungen zu verschlechtern.

Gleiche Rechte für alle Menschen, die hier leben! Das heißt auch soziale Rechte für alle
Arbeiter*innen auszubauen und durchzusetzen, dass Lohnbestimmungen und Arbeitsstandards
eingehalten werden.

Es sollte die Möglichkeit der Arbeitsmigration ohne Asylverfahren eröffnen werden (nicht nur für
Superspezialisten mit Green- und Blue-Card)

Dazu muss der Arbeitsmarkt geöffnet und Diskriminierung von ausländischen Arbeiter*innen
beendet werden.

Krieg ist eine Ursache für Flucht. Wir fordern den sofortigen Stopp von Waffenexporten und das
Ende der Auslandseinsätze der Bundeswehr.

Frieden ist jedoch auch mehr als die Abwesenheit von Krieg. Die grenzenlose Ausbeutung
durch transnationales Kapital, ist strukturelle Gewaltausübung gegenüber der erdrückenden
Mehrheit der Weltbevölkerung. Dies bildet den Hintergrund sowohl der heute geführten Kriege
wie des Terrorismus.

Frieden erfordert, einen Weg zur Überwindung der ungerechten und unmenschlichen Strukturen
der heutigen durch kapitalistische Ausbeutung strukturierten Weltgesellschaft zu öffnen.
Die imperialistischen Staaten werden nicht aus sich selbst Gewaltverzicht oder
weltwirtschaftliche Umorientierung im Interesse der Mehrheit der Menschen vornehmen. Dies
müssen wir erkämpfen.

Was wurde geschaffen?

Geschaffen wurde in den letzten Jahren eine Bewegung, die sich uneingeschränkt für
die Rettung und die Aufnahme Geflüchteter einsetzt.
Durchgesetzt wurde von der Seebrücke mit ihren Aktionen, dass sich inzwischen 174
Kommunen zum "Sicheren Hafen" erklärt haben und bereit sind Geflüchtete
aufzunehmen.
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Geschaffen wurde Seawatch, die mit der Überzeugung "Seenotrettung ist kein
Verbrechen!" die Menschen im Mittelmeer vor dem Ertrinken retten.
Geschaffen wurden mehr antirassistische Initiativen, Netzwerke die sich in den letzten
fünf Jahren gebildet haben und heute noch aktiv sind. Die aktuell den Kampf um die
Aufnahme der Geflüchteten aus Moria und den anderen griechischen Lagern führen.

#LeaveNoOneBehind!

Bettina Jürgensen, marxistische linke

foto: Pressenza

 

mehr zum Thema

Video: Kurze Geschichte von Moria
Moria. Die Hölle der EU-Asylpolitik
Kommentar von Gustavo Buster, Zeitschrift Sin Permiso
Das Lager Moria auf der Insel Lesbos fast vollständig abgebrannt
Stellungnahmen von SYRIZA, Europäische Linke, Pro Asyl, medico international
Bundesregierung blockiert Seenotretter*innen
EU und D setzen weiter auf Abschottung. Immer wieder sagen: Leave no one behind!
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